Friedensgebet am 13.12.04

Weltweit sind Millionen Menschen besorgt über die Ungerechtigkeiten und die Naturzerstörung im Gefolge der wirtschaftlichen Globalisierung und fangen an, Widerstand zu leisten.

.

Für die entschiedenen Verfechter des Neoliberalismus bedeutet Globalisierung eine in keiner Hinsicht eingeschränkte Freiheit zum ökonomischen Handeln.

(Der Präsident der Asea-Brown-Bovery-Gruppe z.B. führt dazu sehr deutlich aus:

„Ich definiere Globalisierung als die Freiheit unserer Firmengruppe, zu investieren, wo und wann sie will, zu produzieren, was sie will, zu kaufen und zu verkaufen, wo sie will, und alle Einschränkungen durch Arbeitsgesetze oder andere gesellschaftliche Regulierungen so gering wie möglich zu halten.“)

Also mit anderen Worten: Die Maximierung seines multinationalen Konzerns lautet, tun und lassen zu können, was er will.

Er beschreibt einen Zustand der Gesellschaft, in dem Umweltgesetze, öffentliche Gesundheitsvorsorge, Verbraucherschutz, Arbeitsgesetzgebung und Ähnliches ... nicht als sozialer Fortschritt gelten, sondern als Hindernisse für den internationalen Handel.

Die „Freihändler“  argumentieren gerne, dass die Konsumentinnen von niedrigen Preisen profitieren. 

Das sieht dann so aus:

Beispiel Textilbranche

Die Firma Levis z.B. erteilt einem Betrieb in Hongkong den Auftrag zur Produktion.

Die Baumwolle, deren Heimat Kasachstan sein kann, wurde dank guter deutscher Pestizide und Düngemittel groß und wird nun in der Türkei zu Garn versponnen, aus dem dann in Taiwan gewebter Stoff entsteht. Dieser Stoff kann in Frankreich unter Verwendung von polnischen und chinesischen Farbstoffen bedruckt werden. Great Britain leistet seinen Kurzwarenbeitrag in Form von Knöpfen, Nieten und sonstigem Bedarf. Genäht wird in den Freihandelszonen in Mittelamerika, wo die Näherinnen bis zu 16 Stunden zu einem niedrigen nichttariflichen Lohn, ohne Sozial- und Krankenversicherung, Urlaub etc. schuften müssen. Gewerkschaften sind nicht zugelassen.

Ein Jeans legt auf diese Weise in Flugzeugen, Schiffen und LKW´s mehr als 15 000 km zurück. 

Es ist ein Skandal, dass Flugkosten billiger sind als tariflich abgeschlossene Löhne!

Und wir alle wissen, dass der verstärkte Einsatz von Flugzeugen unsere begrenzten Ressourcen an Erdölvorkommen verbraucht und sich negativ auf die globale Erwärmung und das bestehende Ozonloch auswirkt.

Hinzu kommt, dass die Arbeitnehmerinnen Süd gegen die im Norden ausgespielt werden.

Es ist also an der Zeit, einerseits Widerstand zu leisten und andererseits Alternativen zu entwickeln für eine Wirtschaft, die dem Leben dient,  dem Menschen und der Umwelt. 

Fluglärm über dem Norden Leipzigs – tags und nachts – unbeschränkt –  das ist es, was sich über uns zusammenbraut.

Das ist es, was uns auf die Beine gebracht hat und in der Adventszeit

zu diesem Friedensgebet geführt hat.

Ich bin Pfarrerin in Norden: In Podelwitz, Rackwitz, Zschölkau, Hohenossig.

Viele Orte werden betroffen sein, tausende Menschen, die dort leben.

Ist ein Friedensgebet der richtige Ort, unsere Sorgen vor dem, was da kommt, zum Thema zu machen? – Wir sind hart angefragt worden.

Ja – und dieses Ja hat drei Gründe:

Das Friedensgebet ist der Ort in unserer Stadt, in der Menschen, die sonst kaum gehört werden, ihre Betroffenheit zur Sprache bringen können.


Das Friedensgebet ist der Ort, an dem elementare Lebensrechte von Menschen zur Sprache kamen und kommen und Dinge beim Namen genannt wurden und werden, die ansonsten schöngeredet werden oder  die Verantwortliche, Politiker und Medien verschweigen.


Das Friedensgebet ist der Ort, an dem wir weltweit verbunden sind, mit Christen, die ihre Verantwortung sehen und wahrnehmen: Ihre Verantwortung für Frieden, für Gerechtigkeit und für die Bewahrung der Schöpfung. 

Wir wollen Dinge beim Namen nennen und erwarten eine öffentliche Diskussion, die alle Argumente berücksichtigt.

Denn Jedes Ding hat bekanntlich zwei Seiten!

Eine Seite ist bekannt: Sektgläser im Rathaus und Jubel in Leipzig: DHL kommt!

Wir sprechen heute als Betroffene von der anderen Seite: – einseitig  – nicht „rundgenutscht“– ganz bewusst.

Heute kommen Betroffene zu Wort,

aber auch Menschen, die aus größerem persönlichen Abstand die Pläne für die Errichtung des europaweit größten Frachtflugzentrums ausgerechnet am Flughafen Leipzig/Halle äußerst kritisch sehen.

Können Sie sich vorstellen, wie es ist. in der Nähe

eines Luftfrachtdrehkreuzes mit unbeschränkter

Nachtfluggenehmigung zu wohnen?

Durch überfliegende Frachtflugzeuge keine Nacht

mehr ruhig schlafen zu können. In Sommer keine

Fenster öffnen und keine Sommerabende im Freien

genießen zu können.

Viele Leute dieser Region werden es sich bald

vorstellen müssen, wenn der Flughafen Leipzig-Halle

und DHL ihre Pläne durchsetzen.

Vielleicht haben Sie sich darüber noch nicht viele

Gedanken gemacht. Vielleicht haben Sie sich sogar

gefreut wegen der angeblich vielen Arbeitsplätze.

Ich bitte Sie aber noch einmal darüber

nachzudenken.

Schlafen gehört wie atmen, trinken, essen und

Freiheit zu die Grundbedürfnisse alle Menschen und

jeder hat ein Recht darauf. Einen Menschenrecht.

Dürfen wir einfach zuschauen wenn Tausenden von

Menschen unserer Region dieses Recht knallhart

entzogen wird?

Denken Sie bitte ein paar Sekunden darüber nach,

was Nachtflüge für die betroffenen Einwohner

bedeutet.
Wir sind keine Zahlen in einer Statistik, sondern

einzelne Menschen! Eltern und Kinder, Junge und

Alte, ebenso wie Kranke, Alteingesessene und

Zugezogene.

Jeder hat sein eigenes Leben. Jeder das Recht,

nachts ungestört von Fluglärm schlafen zu können.

Sind dann die Leute, die gegen diese Pläne kämpfen,

Öko-Fanatiker oder „Arbeitsplatzvernichter“? Sind wir

egoistische Wachstumszerstörer und

Forschrittsgegner?

Natürlich nicht. Wir werden oft von Politiker oder in

den Medien so abgetan, aber die Wahrheit ist anders.

Wir sind keine Aufständischen!

Die Leute aus Radefeld, Rackwitz, Taucha, Halle-Ammendorf,

Döllnitz und zahlreichen anderen Dörfern

und Städten diese Region und aus Stadteilen

Leipzigs und Halles sind ganz normale Menschen wie

Sie und ich.

Wir wissen ja auch, dass wir in den neuen

Bundesländern dringend Arbeitsplätze benötigen.

Das ist doch jedem klar. Wir sind aber nicht bereit,

Arbeitsplätze zu jedem Preis zu akzeptieren. Die

öffentlichen Gelder, die in dieses Projekt einfließen

sollen, könnten viel besser in Mittelständischen

Firmen der Region investiert werden. Damit könnten wirklich viele hochwertigere aber auch langfristige

Arbeitsplätze geschaffen werden.

Der geplante Ausbau des Flughafens Leipzig/Halle

als Frachtdrehkreuz ist ein wahrer Albtraum für die

Einwohner dieser Gegend. Tausender Menschen sind

erschrocken und verzweifelt wegen der Pläne. Ich

zähle mich dazu. Warum ihre Stimmen nicht so

öffentlich durchdringen, liegt nur daran, dass es eben

um viele einzelne Menschen mit entsprechend

geringen Geldmitteln geht gegen ein

Milliardenschweres Unternehmen mit Marketing und

P.R. Abteilungen.

Und auch wenn Sie in einem Stadtteil, einer Stadt

oder einem Dorf wohnen, das evtl. etwas weniger

betroffen wird, bitte ich sie ganz dringend uns zu

unterstützen.

Sagen Sie bitte nicht, „Die armen Leute die im

Norden von Leipzig wohnen. Gott sei dank, betrifft es

mich nicht.“ Schauen sie bitte nicht weg. Die am

stärksten Betroffenen dürfen wir nicht im Stich lassen.

Wir benötigen Ihr Verständnis und vor allem Ihre

aktive Hilfe.

Lassen Sie uns an die Leipziger Tradition von

Solidarität und Mitgefühl anknüpfen.
Vielen Dank.
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Sehr geehrte Anwesende,

ich möchte mich als Betroffener der 1999 neu gebauten Start- und Landebahn Nord zu Wort melden.

1994, genau vor 10 Jahren, haben meine Familie und ich den Entschluss gefasst, aus der Großstadt Leipzig wegzuziehen. Die Hektik, der Straßenlärm und - was für uns entscheidend war - die Spielmöglichkeiten unseres Sohnes waren sehr begrenzt. Ihn allein auf der Straße spielen zu lassen, war uns zu gefährlich. Also suchten wir Alternativen: Entweder ein Umzug in eine andere Wohnung oder gleich aufs Land. Dort könnte sich unser Sohn den ganzen Tag im Freien austoben.

Wir entschieden uns nach langem Hin und Her dazu, ein Grundstück zu kaufen und ein Haus zu bauen. Wir haben uns eingeschränkt und dafür gespart. Nach langer Suche wurden wir in Rackwitz, im Norden von Leipzig, fündig. Dort entstand gerade ein Neubaugebiet auf der grünen Wiese. Ehemalige Tagebaue in der näheren Umgebung wurden mit Millionenaufwand in künftige Naherholungsgebiete umgestaltet. Die Aussicht, in naher Zukunft einen Badesee in der Nähe zu haben, festigte unseren Gedanken, das richtige Grundstück gefunden zu haben. Aufgrund der relativen Nähe zum Flughafen Leipzig/Halle haben sich alle Häuslebauer mehrfach bei der Gemeinde erkundigt, ob irgendwelche Ausbaupläne seitens des Flughafens bestünden. Dies wurde durch den damaligen Bürgermeister der Gemeinde Rackwitz stets dementiert. Auch wenn irgendwann einmal der Flughafen weiter ausgebaut würde, gab er uns das Versprechen, würde Rackwitz nicht überflogen. Das Lauteste, was wir hier hören würden, sei das Rauschen der am Feldrand stehenden Pappeln. Heute wissen wir, dass er zum damaligen Zeitpunkt gelogen hat. Die neue Start- und Landebahn Nord befand sich zu der Zeit schon in der Planfeststellung.

Seit Inbetriebnahme der Landebahn Nord im Jahr 2000 wissen wir wie es ist, mit Flugzeuglärm leben zu müssen. Die Flugzeuge fliegen genau über unsere Häuser. Besonders in den Ferienmonaten ist es an manchen Tagen schon sehr nervig, und man kann sich im Freien kaum noch unterhalten. Doch wir haben uns daran gewöhnt, auch wenn wir jede Nacht ein paar mal aufwachen. Bei 4.000 Nachtflügen pro Jahr sind das gegenwärtig etwa 10 Überflüge pro Nacht. Lärmschutz haben wir bisher keinen bekommen. Wir werden direkt überflogen, und das in einer Höhe von unter 400 Metern. Viele Piloten halten sich aber nicht an die geforderte Mindesthöhe und fliegen noch tiefer, dann steht man im Bett. Mehrfache Beschwerden diesbezüglich beim Flughafen haben überhaupt nichts gebracht. Unserem Rechtsanwalt wurde nach mehreren Anfragen mitgeteilt, dass gegen ein Verstoß gegen die geforderten Mindesthöhen beim Anflug den jeweiligen Fluggesellschaften Strafen auferlegt werden können. Im Jahr 2003 wurde aber kein einziger Bußgeldbescheid vom Flughafen erlassen. 

Wir Anwohner verspüren vom Flughafen her nur Arroganz und Überheblichkeit. Seitens des Flughafens werden die Anwohner nur als Gegner gesehen, die in Schach gehalten werden müssen. Unsere Ängste werden nicht wahrgenommen, stattdessen kommen von gewählten Volksvertretern Beschimpfungen wie „Arbeitsplatzgegner“, und „die sollen doch zufrieden sein mit dem, was denen an Lärmschutz angeboten wird“.

Wir sind nicht gegen einen maßvollen Ausbau des Flughafens. Aber Arbeitsplätze zu schaffen, die nur zu Lasten der Anwohner gehen, lehnen wir ab. Das gesamte Ballungsgebiet Leipzig/Halle wird sich bei der geplanten Ansiedlung von DHL zu einer einzigen Lärm- und Schadstoffzone entwickeln. 

Die Zukunft sieht für uns so aus, dass wir uns nur noch in geschlossenen Räumen aufhalten können. Frischluftzufuhr erhalten wir nur noch durch eingebaute Lüfter. Zum Schlafen werden wir wohl unsere Keller als Schlafbunker ausbauen. Das ist in der Nähe des Frachtflughafens Köln/Bonn schon traurige Wirklichkeit. In unseren Gärten werden wir auf den Anbau von Obst und Gemüse verzichten müssen. Die hohe Schadstoffbelastung in der Umwelt wird viele von uns krank machen.

Kein Politiker und niemand vom Flughafen hat bisher den Mut gehabt, mit den Anwohnern über die Auswirkungen des Frachtfluges auf die Lebensqualität zu sprechen.

Wir werden um unsere Menschenrechte, die uns nach dem Grundgesetz zustehen, weiter kämpfen. Im Paragraph 2 des Grundgesetzes heißt es: “Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.” 

Überall in Europa gibt es massive Proteste von Anwohnern gegen die Nachtflüge. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat nach Klagen von Anwohnern die Nachtflüge als Verletzung der Menschenrechte bezeichnet. Die EU plant deshalb ein europaweites Nachtflugverbot. Nur in Leipzig/Halle soll es frühestens in 30 Jahren gelten. Wo andere froh sind, dass die DHL mit ihren Nachtflügen weggeht, jubeln in Deutschland die Politiker in Sektlaune.

Wir lassen uns nicht als Menschen zweiter Klasse von einer schlecht gemachten Politik abstempeln. Gegen die versprochene 30jährige Nachtfluggarantie ohne Betriebsbeschränkungen gegenüber dem Frachtunternehmen DHL werden wir uns mit allen Mitteln wehren.

